
Auf einen Blick 
 

Das deutsche Kammerwesen mit seiner 
gesetzlichen Pfl ichtmitgliedschaft umfasst 
die Bereiche der Wirtschaft (Industrie- und 

Handelskammern, Handwerkskammern, 
Landwirtschaftskammern) und der Freien 

Berufe. Vergleichbare Systeme fi nden sich in 
sechs weiteren Mitgliedstaaten der Euro-

päischen Union. In den meisten Staaten sind 
dagegen Kammern und Interessenverbände 
mit freiwilliger Mitgliedschaft anzutreffen. 
Der Beitrag zeigt auf, worin die besondere 

Idee der Kammer-Selbstverwaltung besteht 
und in welchen Bereichen ein Reformbedarf 

besteht. Zudem wird diskutiert, ob und in 
welcher Form im Bereich der Industrie- und 

Handelskammern die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer einbezogen werden können. 

1. Probleme der Wahrnehmung und 
 Einordnung von Kammern aus deutscher  
 und europäischer Perspektive

Deutschland gehört zusammen mit Österreich, Frank-
reich, Spanien und Italien zu den Ländern in der 
 Europäischen Union, die über ein weit gefächertes 
System von Wirtschafts- und Berufskammern verfü-
gen. Die auf einer Pfl ichtmitgliedschaft beruhenden 
Kammern sind als Körperschaften des öffentlichen 
Rechts verfasst und verfügen über ein Selbstverwal-
tungsrecht, unterliegen also nur einer Rechtsauf-
sicht. Sie verfügen folglich bei der Wahrnehmung 
der ihnen zugewiesenen Aufgaben über eine gro-    
ße Selbstständigkeit gegenüber der unmittelbaren 
Staatsverwaltung und sind auch gegenüber den poli-
tischen Parteien eigenständig: In der Kammerpolitik 
stehen Sachinteressen über Parteiinteressen. 

Der größte Teil des Wirtschaftslebens oder genauer: 
der dort tätigen Akteure ist „verkammert“. Die Kam-
mern repräsentieren vor allem, aber nicht nur, die 
Arbeitgeberseite. Dieser hohe Repräsentationsgrad 
verleiht den Kammern auch eine starke Stimme ge-
genüber Politik und Gesetzgeber. Sie sind regelmä-
ßig im Gesetzgebungsverfahren anzuhören, wenn 
die Interessen ihrer Mitglieder tangiert werden. Da-
rüber hinaus sind sie gesetzlich zur Erstellung von 
Gutachten für Gerichte und Behörden verpfl ichtet. 
Sie entlasten damit sowohl fachlich als auch fi nan-
ziell den Staat. In den letzten 15 Jahren haben Bund 
und Länder zudem zahlreiche Aufgaben auf die 
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allgemeines Einvernehmen.5 Umstritten ist je-
doch, ob die bestehenden gesetzlichen Regelun-
gen6 und die Praxis7 der Wahlen in Kammern 
dieser Anforderung genügen. Dabei geht es um 
folgende Streitfragen:

Während im übrigen Kammerwesen regelmäßig 
Briefwahlen durchgeführt werden, dominieren 
im Bereich der Handwerkskammern die sog. Frie-
denswahlen. Dabei stellen die Arbeitnehmer- 
und Arbeitgeberorganisationen Listen für die Be-
setzung der Vollversammlungen auf, ohne dass 
die Mitglieder zu einer Wahlhandlung aufgeru-
fen werden. Friedenswahlen sind somit Wahlen 
ohne Wahlhandlung. Abstimmungen werden 
nur innerhalb der jeweiligen Gruppe der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Arbeit-
geberinnen und Arbeitgeber im Zusammenhang 
mit der Erstellung der Listen durchgeführt.8 Ob-
wohl es sich dabei um eine lange praktizierte und 
auch von der Rechtsprechung9 geduldete Tradi-
tion handelt, genügt diese Praxis den Anforde-
rungen an eine demokratische Legitimation 
nicht (mehr).10 Auch die zur Rechtfertigung die-
ser Praxis angeführte Befürchtung, dass es keine 
ausreichende Zahl von Kandidatinnen und Kan-
didaten gibt, erscheint vor dem Hintergrund 
funktionierender Wahlen in anderen Kammern 
nicht überzeugend. Deshalb sollten die Kammern 
oder der Gesetzgeber hier Abhilfe schaffen und 
zwingend Wahlakte vorschreiben.

Umstritten sind zweitens die Durchführung der 
Kammerwahlen in Wahlgruppen und die Zuläs-
sigkeit der sog. Selbstergänzung (Kooptation) der 
Vollversammlung durch die Berufung von weite-
ren Mitgliedern für bestimmte Branchen oder 
 Bezirke, die nach der Wahl unterrepräsentiert 
sind. In der Tat wird durch diese Regelungen der 
Grundsatz der Wahlrechtsgleichheit „verfälscht“, 
da nicht jede abgegebene Stimme den gleichen 
Einfl uss auf die Zusammensetzung der Vollver-
sammlung hat. Diese Abweichungen sind indes 
deshalb gerechtfertigt, weil die sachgerechte Zu-
sammensetzung der Vollversammlungen der 
Wirtschaftskammern nach Branchen und Regio-
nen eine unerlässliche Funktionsbedingung für 
die Erfüllung der zugewiesenen Aufgaben ist. 

Vielfach kritisiert wird auch die bei vielen Kam-
merwahlen zu beobachtende geringe Wahlbetei-
ligung, die z. T. deutlich unter zehn Prozent liegt. 
Daraus werden vereinzelt auch Zweifel an der de-
mokratischen Legitimation der gewählten Orga-
ne abgeleitet. Die Interpretation von geringen 

Kammern „abgewälzt“, um die eigenen Verwal-
tungen und Haushalte zu entlasten.

Kammern sind in Deutschland Teil der mittel-
baren Staatsverwaltung und keine gesellschaft-
lichen Verbände. Formal kommt das in ihrer Ver-
fasstheit als Körperschaften des öffentlichen 
Rechts zum Ausdruck. Deshalb unterliegen sie 
auch im Bereich der Interessenvertretung sehr 
viel stärkeren Bindungen, als dies bei privaten 
Verbänden der Fall ist. In Bezug auf die Indus trie- 
und Handelskammern hat das Bundesverwal-
tungsgericht dies in einer Grundsatzentscheidung 
vom 23.6.2010 deutlich herausgearbeitet.2 In die-
ser Entscheidung hat das Gericht u. a. betont, dass 
sich Kammern bei der Abgabe von Stellungnah-
men sachlich und objektiv artikulieren müssen 
und dass auch auf Minderheitspositionen in der 
Kammer hingewiesen werden muss, wenn diesen 
ein bestimmtes Gewicht zukommt.3 

Unabhängig von der rechtlichen und politischen 
Kritik, denen das deutsche Kammerwesen von 
Beginn an ausgesetzt war4 und ist, fällt es Beob-
achtern aus der angelsächsischen Welt sowie aus 
Ländern ohne Kammertradition schwer, die 
Kammern „zu verstehen“ und dieses Modell ein-
zuordnen. In diesen Ländern fehlt es an Tradi-
tionen der Selbstverwaltung, d. h. Freiräumen in 
der staatlichen Verwaltung. Deshalb werden die 
Kammern sehr leicht als Monopolverbände und 
Kartelle eingestuft und als unvereinbar mit einer 
Marktwirtschaft angesehen. 

Die Kammersysteme stehen heute vor der Her-
ausforderung, ihre „Existenzberechtigung“ und 
ordnungspolitische Sinnhaftigkeit vor allem ge-
genüber der Europäischen Union und dem Inter-
nationalen Währungsfonds zu verteidigen, die 
sie mit der „angelsächsischen Brille“ betrachten 
und vor allem die Belastung der Mitglieder durch 
die Beiträge kritisieren. Es ist deshalb für die 
Kammern von besonderer Bedeutung, die frei-
heitssichernde Funktion der Selbstverwaltungs-
idee zu vermitteln und auf die Folgekosten für 
den Steuerzahler und die Unternehmen hinzu-
weisen, die mit einem Verzicht auf Kammern 
 verbunden sind.

2.  Demokratie in den Kammern

Kammern sind als Teil der mittelbaren Staatsver-
waltung auf eine den Anforderungen des Grund-
gesetzes (Art. 20 Abs. 2 GG) genügende demokra-
tische Legitimation angewiesen. Darüber besteht 2
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Wahlbeteiligungen ist indes rechtlich und poli-
tikwissenschaftlich weniger eindeutig, als dies 
auf den ersten Blick erscheinen mag. Zunächst ist 
zu beachten, dass die Fälle einer extrem niedri-
gen Wahlbeteiligung nicht die Regel sind. Insbe-
sondere bei den Berufskammern sind deutlich 
höhere Wahlbeteiligungen der Normalfall. Aber 
auch dort, wo die Wahlbeteiligung im Bereich 
der Industrie- und Handelskammern sehr niedrig 
ausfällt, muss zunächst eine genauere Analyse er-
folgen. Zu berücksichtigen ist dabei z. B., dass in 
einigen Bereichen nur die Hälfte der Mitglieder 
Beiträge zahlt, weil die andere Hälfte sich aus 
Klein- und Kleinstunternehmern zusammensetzt, 
deren unternehmenspolitisches Interesse sehr 
gering einzuschätzen ist. Zudem führt z. B. in be-
stimmten Fällen schon die Installation einer So-
laranlage auf dem Dach des eigenen Hauses zu 
einer IHK-Mitgliedschaft. Ein solcher Hauseigen-
tümer, der nicht zugleich berufl ich gewerblich 
tätig ist, wird sich wenig für IHK-Wahlen interes-
sieren. Hinzu kommt, dass in der Politikwissen-
schaft geringe Wahlbeteiligungen nicht generell 
als legitimationsmindernd angesehen werden. 
Vielmehr wird die Nichtteilnahme an Wahlen 
auch als Ausdruck des Vertrauens in das bestehen-
de System und in die dort aktiven Repräsentanten 
und Funktionäre interpretiert. Dass gleichwohl die 
öffentliche Reputation der Organisation und ih -
rer Organe größer ist, wenn eine hohe Wahlbetei-
ligung vorliegt, ist ebenso evident. Deshalb sind 
die in der Praxis anzutreffenden Maßnahmen, 
die Wahlbeteiligung durch  telefonische Erinne-
rungen und Sonderausgaben der Mitgliederzeit-
schriften zu erhöhen, zu be grüßen.

3. Arbeitnehmerbeteiligung in Kammern

In der öffentlichen Wahrnehmung von Kam-
mern dominieren die Industrie- und Handels-
kammern als reine Arbeitgeberorganisation. 
 Dadurch mag der Eindruck entstehen, dass Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer und ihre 
Interessen für das Kammerhandeln von geringer 
Bedeutung sind. 

Schon ein Blick auf die Handwerkskammern zeigt 
indes, dass auch die Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer beteiligt sind, denn den Gesellen 
steht in den Vollversammlungen der Handwerks-
kammern ein Drittel der Sitze zu.11 Bei den Be-
rufskammern spielt es schließlich keine Rolle, ob 
der Beruf selbstständig oder in abhängiger Be-
schäftigung ausgeübt wird. Alle Rechtsanwälte, 
Notare, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Ärzte, 

Apotheker usw. sind schon deshalb Mitglieder 
der jeweiligen Kammer, weil die als Satzung erlas-
sene Berufsordnung nur so für sie gilt. Auch in 
diesem Bereich fi nden sich in einigen Kammer-
gesetzen Regelungen, die den abhängig beschäf-
tigten Berufsträgerinnen und Berufsträgern eine 
Mindestzahl an Sitzen in der Vollversammlung 
und im Präsidium garantieren. 

Ein Defi zit der Vertretung von Arbeitnehmer-
interessen ist demnach im Hinblick auf die ge-
setzlichen Regelungen12 nur bei den Industrie- 
und Handelskammern zu verzeichnen, doch be-
trifft dies den mit Abstand größten Wirtschafts-
bereich, so dass die Thematik gleichwohl beson-
dere Aufmerksamkeit verdient. Geht man davon 
aus, dass die gewerkschaftliche Vertretung der 
Arbeitnehmerinteressen in und außerhalb der 
Betriebe keine adäquate Antwort darstellt, weil 
die Gewerkschaften einen sehr viel niedrigeren 
Organisa tionsgrad aufweisen, so kommen zwei 
Lösungen in Betracht: die Erweiterung der Mit-
gliedschaft in den Industrie- und Handelskam-
mern nach dem Vorbild der Handwerkskammern 
um eine Arbeitnehmermitgliedschaft oder die 
 Errichtung selbstständiger Arbeitnehmerkam-
mern, wie sie in Bremen und im Saarland sowie 
in Österreich bestehen.13 

Die Etablierung einer Arbeitnehmermitglied-
schaft in den Industrie- und Handelskammern 
erscheint nicht sinnvoll. Zunächst würde dies 
die bereits sehr großen Organisationen an die 
Grenze der Steuerbarkeit bringen. Vor allem aber 
würde die bereits bestehende große Pluralität der 
vertretenen Interessen noch einmal erweitert, so 
dass die Bildung des Gesamtinteresses zusätzlich 
erschwert würde. Auch der Vergleich zu den 
Handwerkskammern passt deshalb nicht, weil es 
sich im Handwerk um eine sehr viel homogenere 
Gruppe handelt und der berufl iche Abstand zwi-
schen den einzelnen Gruppen sehr viel geringer 
ist als in der Industrie. Sinnvoll erscheint deshalb 
alleine die Erweiterung des Modells der Arbeit-
nehmerkammern auf das gesamte Bundesgebiet. 
Dafür sprechen auch die durchweg guten Erfah-
rungen, die man in Bremen und im Saarland mit 
den Arbeitnehmerkammern gemacht hat. 

4. Gleichstellung in Kammern und  
 Kammerorganen

Die Gleichstellung von Frauen und Männern ist 
auch in der Kammerwelt ein aktuelles Thema, bei 
dem Handlungsbedarf besteht.14 Allerdings ist 3
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auch hier eine Differenzierung zwischen den 
 verschiedenen Kammern erforderlich. So gibt es 
derzeit in Deutschland nur eine Präsidentin einer 
Industrie- und Handelskammer (IHK Halle-Des-
sau), während im Bereich der Handwerkskam-
mern und vor allem der Heilberufskammern 
mehrere Präsidentinnen amtieren. 

Die geschlechtsbezogenen Entwicklungen bei 
den Mitgliedern spiegeln sich derzeit nur ansatz-
weise in der Besetzung der Führungspositionen 
wider. Vor allem in den Heilberufskammern ist 
eine deutliche „Verweiblichung“ der Berufsträger 
in den jüngeren Jahrgängen zu verzeichnen, die 
sich noch nicht adäquat in der Besetzung der 
Führungspositionen niedergeschlagen hat. Um 
die Gleichstellung in den Kammern nachhaltig 
zu befördern, wären gesetzliche Vorgaben zur 
Quotierung der Wahlen denkbar, wie sie bereits 
in NRW für die Heilberufskammern verwirklicht 
wurden. 

5. Transparenz der Kammerfi nanzierung  
 und des Kammerhandelns

Demokratie basiert unter anderem auf der perio-
dischen Beurteilung der Leistung der gewählten 
Repräsentanten durch die Wählerschaft. Sie setzt 
deshalb eine ausreichende Information über die-
ses Handeln voraus. Dazu gehören auch und ins-
besondere die fi nanziellen Dimensionen. Vor 
diesem Hintergrund hat sich auf europäischer 

und nationaler Ebene das Transparenzprinzip als 
unterstützendes Prinzip des demokratischen 
Prinzips etabliert. 

Für das Handeln der Kammern werden daraus 
vor allem für zwei Bereiche Reformanforderun-
gen abgeleitet, soweit die Kammern nicht bereits 
selbst die notwendigen Schritte eingeleitet ha-
ben: Erstens die Erleichterung des Zugangs zu 
 Sitzungen der Vollversammlungen bzw. zu den 
Protokollen dieser Sitzungen sowie der Sitzungen 
des Präsidiums. Zweitens wird eine bessere Offen-
legung des Haushaltsgebarens, der Bezüge des 
Leitungspersonals sowie zu den unternehmeri-
schen Aktivitäten verlangt, da diese besonders um-
stritten sind. Die Veröffentlichung dieser Informa-
tionen würde zugleich die Grundlage für Leis-
tungsvergleiche zwischen den Kammern bilden.

Inzwischen haben einige Kammern eine Transpa-
renzoffensive gestartet. So können die wesent-
lichen Aspekte des Finanzgebarens der Indus -
trie- und Handelskammern seit Ende 2012 im 
Internet eingesehen werden.15 Andere Kammern 
stellen diese Informationen ebenfalls auf ihren 
Websites zur Verfügung. Damit ist ein wichtiger 
Schritt hin zu mehr Transparenz vollzogen, der 
sicher auch zu Nachahmungseffekten in anderen 
Bereichen führen wird. Transparenz wird so zu-
nehmend auch ohne gesetzliche Vorgabe zum 
Standard werden.


